
Aktenzeichen: 
S 1 AL 9/21 

laut Protokoll 
verkündet am: 
19.05.2022 

gez. 
, Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 

SOZIALGERICHT 

TRIER 

IM NAMEN DES VOLKES 
� ! 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigter: 

- Kläger -

DGB-Rechtsschutz GmbH, Hans-Böckler-Straße 39, 
404 76 Düsseldorf 

gegen 

- Beklagte -

hat die 1. Kammer des Sozialgerichts Trier auf die mündliche Verhandlung vom 
19. Mai 2022 durch

die Präsidentin des Sozialgeric�ts ... den 
ehrenamtlichen Richter ...
den ehrenamtlichen Richter ...

für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten.
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Tatbestand 

Der Kläger begehrt- die Bewilligung von Arbeitslosengeld (Alg) ab dem 01.10.2020. 

Der im Juni 1964 geborene Kläger bezog vom 01.02.20217 bis zum 30.09.2020 

eine Erwerbsminderungsrente auf Zeit. Er leidet an einem LWS-Syndrom mit deut­

lichen Spondylophyten und Osteophyten, einem HWS-Syndrom, einer zunehmen­

den Coxarthrose, einer Adipositas, einer dilatativen Kardiomyopathie, phasenwei­

se hochgradig ausgeprägt, bei guter Funktion des rechten Ventrikels und liegen­

dem Schrittmacher, Diabetes Mellitus Typ II, Varikose. Der Schrittmacher war auf­

grund der dilatative,n Kardiomyopathie mit persistierender hochgradig reduzierter 

linksventrikulärer Funktion, einer zunehmenden Belastungsdyspnoe, eines kom­

pletten Linksschenkelblocks und fehlender Steigerungsmöglichkeit der Herzinsuf­

fizienztherapie am 28.12.2016 implantiert worden. Am 04.06.2020 befundete der 

Facharzt für Innere Medizin, Kardiologie U., W., eine Normalisierung der 

linksventrikulären systolischen Leistung im Vergleich zur Voruntersuchung, einen 

normal großen linken Ventrikel, eine intakte Funktion des Schrittmachers, Eine 

manifestierte Herzinsuf,fizienzsymptomatik konnte er nicht feststellen (Bericht vom 

04.06.2020). Der zuständige Rentenversicherungsträger lehnte den Antrag des 

Klägers auf Weitergewährung de� Erwerbsminderungsrente mit Bescheid vom 

28.08.2020 mit der Begründung ab, die medizinischen Voraussetzungen seien 

nicht erfüllt der Kläger könne wieder sechs Stunden unter den üblichen Bedingun­

gen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstägig sein. Insoweit ist eine gegen 

den Rentenversicherungsträger geführte Klage des Klägers anhängig ( S 4 R 

224/20). 

Am 17.09.2020 meldete sich der Kläger zum 01.10.2020 arbeitslos. Aufgrund der 

Angaben des Klägers zur Beendigung des Bezugs einer Erwerbsminderungsrente 

sah die Beklagte einen Verdachtsfall des § 145 Drittes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB III) gegeben und leitete am 29.09.2020 eine Prüfung der Leistungsfähigkeit 

des Klägers durch den ärztlichen Dienst ein. Der Facharzt für Allgemeinmedizin 
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G. stellte am 01.10.2020 ab diesem Tag bis voraussichtlich 31.10.2020 mit 

einer als Folgebescheinigung gekennzeichneten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

eine Arbeitsunfähigkeit des Klägers fest. Diese ging am 02.10.2020 bei der Be­

klagten ein. In dem am 02.11.2020 von dem Kläger vorgelegten ärztlichen Attest 

vom 27.10.2020 bestätigte Herr G. eine Belastbarkeit des Klägers aufgrund 

seiner Erkrankungen von maximal zwei Stunden pro Tag. Die Beklagte holte zur 

Leistungsfähigkeit des Klägers eine gutachterliche Stellungnahme des ärztlichen 

Dienstes der Agentur für Arbeit ein. Die Gutachterin Dr. B. stellte die voll­

schichtige Leistungsfähigkeit des Klägers fest (Gutachterliche Stellungnahme vom 

18.10.2020). Am 19.11.2020 fragte der Kläger bei dem Mitarbeiter der Beklagten 

W. telefonisch nach, warum ein Vermittlungsgespräch geführt werden müsse, 

obwohl er weiterhin arbeitsunfähig sei. Hierauf teilte der Mitarbei­ter W. dem 

Kläger die positive Bewertung seiner Leistungsfähigkeit im Gutachten des 

ärztlichen Dienstes mit und erklärte ihm, anlässlich des Gesprächs solle die 

Verfügbarkeit geklärt werden. Am 02.12.2020 führten der Kläger und der 

Mitarbeiter der Beklagten W. ein telefonisches Erstgespräch, in dem der 

Mitarbeiter dem Kläger das Gutachten umfassend eröffnete und ihm die Voraus­

setzungen einer Gewährung von Alg nach § 145 SGB 111 erläuterte. In dem Ge­

sprächsvermerk vom 02.12.2020 hat der Mitarbeiter festgehalten, Kunde stelle 

sich dem Arbeitsmarkt nach der ausführlichen Erläuterung nicht zur Verfügung. Er 

schließe sich der Ansicht des ärztlichen Dienstes nicht an, beziehe sich auf die 

Aussage seines Hausarztes und des Attests vom 02.11.2020. 

Im Verlauf des Verwaltungsverfahrens legte der Kläger folgende weitere Arbeits­

unfähigkeitsbescheinigungen von Herrn G. vor: Arbeitsunfähigkeit vom 

01.12.2020 bis 04.01.2021 - Feststellung am 01.12.2020, Arbeitsunfähigkeit vom 

04.01.2020 bis 29.01.2020 - Feststellung am 04.01.2021, Arbeitsunfähigkeit vom 

28.01.2021 bis 26.02.2021 --- Feststellung 28.01.2021, Arbeitsunfähigkeit vom 

25.02.2021 bis 19.03.2021 - Feststellung am 25.02.2021 
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Die Beklagte lehnte den Antrag des Klägers mit Bescheid vom 07.12.2020 unter 

Hinweis auf seine fehlende Verfügbarkeit ab. In seinem Schreiben vom 

11.01.2021 - Eingang bei der Beklagten am 12 .. 01 .2020 - führte der Kläger aus, er 

melde sich ordnungsgemäß nach drei Monaten arbeitsunfähig. Die fortlaufenden 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen lägen vor. Er bitte um schriftliche Bestäti­

gung. Zur Begründung seines am 15.12.2020 erhobenen Widerspruchs führte der 

Kläger am 19.01.2021 über seine Prozessbevollmächtigen aus, er habe zu keinem 

Zeitpunkt mitgeteilt, dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung zu stehen. Er habe le­

diglich zutreffend auf seinen GdB von 60 und dementsprechende Beeinträchtigun­

gen hingewiesen. Er stelle ausdrücklich seine Arbeitskraft zur Verfügung. Er stehe 

bekanntlich noch in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis, sei jedoch faktisch 

beschäftigungslos. Der Arbeitgeber setze ihn nicht ein und zahle auch keine Ver­

gütung. Er sei noch nie bei dem ärztlichen Dienst der Agentur für Arbeit gewesen. 

Die Beklagte holte eine dienstliche Stellungnahme des Mitarbeiters W. 

datierend vom 17.02.2021 ein. Dieser gab an, dem Kläger die Gewährung von Alg 

unter den Voraussetzungen des§ 145 SGB III erläutert zu haben und die Notwen­

digkeit der Zurverfügungstellung unter Berücksichtigung der gesundheitlichen Ein­

schränkungen. Der Kläger habe dies vehement abgelehnt, er könne auf keinen 

Fall arbeiten. Hierauf habe er ihm erläutert, dass es nicht um die Tätigkeit des letz­

ten Arbeitsplatzes gehe, sondern etwa um leichte Tätigkeiten und dem Kläger 

auch nur hierauf bezogene Vermittlungsvorschläge unterbreitet würden. Auch hie­

rauf habe der Kläger vehement eine Arbeitsfähigkeit verneint. Er habe dem Kläger 

die Folgen, insbesondere den fehlenden Anspruch auf Alg bei fehlender Verfüg­

barkeit, erläutert. 

Die Beklagte wies den Widerspruch des Klägers mit Widerspruchsbescheid vom 

18.02.2021 zurück. Der Kläger habe mangels subjektiver Verfügbarkeit keinen 

Anspruch auf Alg. Entgegen den Darstellungen des Klägers in seiner Wider­

spruchsbegründung habe er sich anlässlich des Telefonats am 02.12.2020 nicht 

im Rahmen seiner Leistungsfähigk�it dem Arbeitsmarkt zur Verfügung gestellt. 
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Der Kläger hat am 03.03.2021 unter Bezugnahme auf sein bisherigen Vorbringen 

Klage erhoben und eine weitere Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung von Herrn G.: 

Arbeitsunfähigkeit vom 30.10.2020 bis 30.11.2020 - Feststellung am 

30.10.2020 - vorgelegt. Das Gericht hat die Akte des Klageverfahrens S 4 R 

224/20 beigezogen. In dem von Amts wegen eingeholten Gutachten sah Prof. Dr. 

B. ein vollschichtiges Leistungsvermögen für leichte Tätigkeiten unter den be­

triebsüblichen Bedingungen unter Beachtung regelmäßiger Pausen von angemes­

sener Dauer (z.B. alle zwei Stunden für 15 Minuten) gegeben. Die Untersuchung 

des Brustkorbs, des Herzens, des Kreislaufs, der Lungen, des Rippenfells und der 

Gefäße ergaben einen symmetrischen Thorax, eine regelrechte Atemverschieb­

barkeit der Lunge, einen sonoren Klopf schall, veskuläre Atemgeräusche über bei­

de Lungen ohne Nebengeräusche, reizlose CRTD-Tasche links infraclavikulär, 

eine regelmäßige Herzaktion (Herzfrequenz 88/min, RR 110/60 mmgHg), peripher 

gut tastbare Pulse, keine peripheren Ödem, die Untersuchung des Abdomens kei­

ne pathologischen Befund, die Untersuchung des Bewegungsapparats Einschrän­

kungen im Bewegungsumfang beider Hüften, keine wesentlichen Auffälligkeiten in 

den übrigen Gelenken. Im Gespräch gab der Kläger mehrmals Angstgefühle bei 

auftretenden Palpitationen an. Die Auswertung des Langzeit-EKGs vom 

10.06.2021 ergab keinen Anhalt für Sensing- oder Pacing-Defekt des CRT-D­

System. Die Stress-Echokardie auf dem Halbliegend-Ergometer am 10.06.2021 

wurde bei einer Belastung bei 75 Watt wegen Luftnot abgebrochen, es zeigte sich 

weder eine Angina pectoris, noch ischämietypische EKG-Veränderungen bei nicht 

erreichter submaximaler HF, noch belastungsinduzierte Herzrhythmusstörungen. 

Echokardiqgraphisch war die linksventrikuläre Pumpfunktion in Ruhe mit einer E­

jektionsfraktion (EF) um 47 % leichtgradig eingeschränkt, unter Belastung zeigte 

sich mit einem EF-Anstieg auf 54 % der eine geringgradige Besserung der systoli­

schen Kontraktionen leichtgradig eingeschränkt. In der Gesamtschau sah Prof. Dr. 

B. keine eindeutigen regionalen belastungsindizierten Kontraktionsstörungen, 

jedoch eine nur mäßige Besserung der systolischen Pumpfunktion bis 75 Watt als 

möglichen Hinweis einer eingeschränkten kontraktilen Reserve. Die Lungenfunkti-
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onsprüfung mit Bodyplethysmographie vom 10.06.2021 ergab keinen Anhalt für 

relevante restriktive oder obstruktive Ventilationsstörungen. Die Thoraxaufnahme 

vom 10.06.2021 in zwei Ebenen links anliegend zeigte ein regelrechtes Herz
1 

un­

auffälliges Mediastinum, ein Schrittmacheraggregat links mit regelrechter Sonden­

lage, keine Infiltrate, keine Ergüsse, keine Dekompensation. Prof. Dr. B. sah 

aufgrund der biventrikulären Stimulation, regelmäßiger kardiologische Mitbehand­

lung und Anpassung der Herzinsuffizienztherapie eine Verbesserung der 

Pumpfunktion des Herzens (EF-Anstieg von 18 % in 2016 auf zuletzt 47 % ) bei 

klinisch klägerseits beklagter Belastungsdyspnoe NYHA 11-111. 

Zur Begründung seiner Klage trägt der Kläger ergänzend vor, die Voraussetzun­

gen der Nahtlosigkeitsregelung des § 145 SGB III lägen vor. Seine Bereitschaft, 

eine zumutbare Beschäftigung unter den üblichen, für ihn in Betracht kommenden 

Bedingungen des Arbeitsmarktes auszuüben, sei nicht dadurch eingeschränkt, 

dass er die Entscheidung der Rentenversicherung anfechte. Er gebe hiermit ledig­

lich zu erkennen, dass er davon ausgehe, auf dem Arbeitsmarkt gebe es keine 

Tätigkeiten, die er mit seinen gesundheitlichen Einschränkungen ausüben könne. 

Mit seiner Arbeitslosmeldung habe er zum Ausdruck gebracht, dass eine leidens­

gerechte Tätigkeit annehmen werde, wenn sich denn eine finde. 

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid der Beklagten vom 07.12.2020 in Gestalt des Wider­

spruchsbescheids vom 18.02.2021 aufzuheben und die Beklagte zu verur­

teilen, ihm ab dem 01.10.2020 Arbeitslosengeld in gesetzlicher Höhe zu 

bewilligen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 
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§ 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB 111 unterscheidet zwischen den objektiven und subjektiven 

Bedingungen der Verfügbarkeit. Während das Vorliegen der objektiven Bedingun­

gen unabhängig vom Willen des Beschäftigungslosen zu beurteilen ist, zielen die 

subjektiven Bedingungen auf die Bereitschaft des Beschäftigungslosen, eine Be­

schäftigung aufzunehmen bzw. an einer Maßnahme teilzunehmen. Objektiv ver­

fügbar ist ein Beschäftigungsloser zum einen dann, wenn er eine versicherungs­

pflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende zumutbare Beschäfti­

gung unter den üblichen Bedingungen des für ihn in Betracht kommenden Ar­

beitsmarktes ausüben kann und darf, § 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III. Weiter muss es 

dem Beschäftigungslosen möglich sein, den Vorschlägen der Agentur zur berufli­

chen Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten zu können, § 138 Abs. 5 Nr. 2 

SGB III. In subjektiver Hinsicht muss der Beschäftigungslose auch bereit sein, ei­

ne versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende zu­

mutbare Beschäftigung u.nter den üblichen Bedingungen des für ihn in Betracht 

kommenden Arbeitsmarktes auszuüben, § 138 Abs. 5 Nr. 3 SGB III, bzw. an Maß­

nahmen zur beruflichen Eingliederung in das Erwerbsleben teilzunehmen, § 138 

Abs. 5 Nr. 4 SGB III. 

Grundsätzlich konnte und durfte der Kläger eine seinem Leistungsvermögen ent­

sprechende Tätigkeit in einem Umfang von mindestens 15 Stunden wöchentlich 

ausüben. Können bedeutet, dass der Beschäftigungslose physisch und psychisch 

fähig ist, eine Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des für ihn räumlich 

und fachlich in Betracht kommenden Arbeitsmarktes auszuüben. Der zuständige 

Rentenversicherungsträger hatte bereits mit Bescheid vom 28.08.2020 das - wei­

tere - Vorliegen einer teilweisen oder vollen Erwerbsminderung verneint, denn der 

Kläger könne wieder sechs Stunden unter den üblichen Bedingungen des allge­

meinen Arbeitsmarktes erwerbstägig sein. Diese Einschätzung des Rentenversi­

cherungsträgers wird durch die von der Beklagten eingeholte gutachterliche Stel­

lungnahme des ärztlichen Dienstes der Agentur für Arbeit vom 18.10.2020 von Dr. 

B. sowie das in dem gegen den Rentenversicherungsträger geführten Kla­

geverfahren eingeholte Gutachten von Prof. Dr. B. bestätigt. Dr. B. sah 
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nachvollziehbar und überzeugend auf der Grundlage der beigezogenen Befunde 

nach Implantation eines Herzschrittmachers bei einer im Juni 2020 regelrechten 

Herzpumpfunktion ohne regionale Wandbewegungsstörungen, regelrechter Funk­

tion des Schrittmachers sowie ohne Folgeschäden eines Diabetes nachvollziehbar 

zwar einen Einsatz des Klägers in seinem bisherigen Tätigkeitsberuf als Monteur 

aufgrund des LWS- wie auch HWS-Syndroms und einer fortgeschrittenen Coxarth­

rose nicht mehr gegeben, jedoch ein vollschichtiges Leistungsvermögen für kör­

perlich leichte Tätigkeiten ohne Zeitdruck, Nachtschicht, Schicht- und Zeitarbeit, 

ohne wiederholtes Knien und Hocken, im Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und 

Gehe, ohne Heben und Tragen von Lasten, Zwangshaltungen, Nässe, Kälte, Zug­

luft und Hitzearbeit. Die von Prof. Dr. B. erhobenen Befunde bestätigen diese 

Einschätzung. Die körperliche Untersuchung des Brustkorbs, des Herzens, des 

Kreislaufs, der Lungen, des Rippenfells und der Gefäße ergaben keine pathologi­

schen Befunde (symmetrischen Thorax, eine _regelrechte Atemverschiebbarkeit 

der Lunge, einen sonoren Klopfschall, veskuläre Atemgeräu-sche4 über beide 

Lungen ohne Nebengeräusche, reizlose CRTD-Tasche links infraclavikulär, eine 

regelmäßige Herzaktion <Herzfrequenz 88/min, RR 110/60 mmgHg>, peripher gut 

tastbare Pulse, keine peripheren Ödem). Gleiches gilt für die Untersuchung des 

Abdomens. Die Untersuchung des Bewegungsapparats ergab Einschränkungen 

im Bewegungsumfang beider Hüften, jedoch in den übrigen Gelenken keine we­

sentlichen Auffälligkeiten. Die Auswertung des Langzeit-EKGs vom 10.06.2021 

ergab keinen Anhalt für Sensing- oder Pacing-Defekt des CRT-D-System. Die 

Stress-Echokardie auf dem Halbliegend-Ergometer am 10.06.2021 wurde bei ei­

ner Belastung bei 75 Watt wegen Luftnot abgebrochen, es zeigte sich weder eine 

Angina pectoris, noch ischämietypische EKG-Veränderungen bei nicht erreichter 

submaximaler HF, noch belastungsinduzierte Herzrhythmusstörungen. Echokardi­

ographisch war die linksventrikuläre Pumpfunk-ton in Ruhe mit einer Ejektionsfrak­

tion (EF) um 47 % leichtgradig eingeschränkt, unter Belastung zeigte sich mit ei­

nem EF-Anstieg auf 54 % der eine geringgradige Besserung der systolischen Kon- 

traktionen leichtgradig eingeschränkt. In der Gesamtschau sah Prof. Dr. B. 

aufgrund der vorstehende Befunderhebung nachvollziehbar und überzeugend kei-
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ne eindeutigen regionalen belastungsindizierten Kontraktionsstörungen, jedoch 

eine nur mäßige Besserung der systolischen Pumpfunktion bis 75 Watt als mögli­

chen Hinweis einer eingeschränkten kontraktilen Reserve. Die Lungenfunktions­

prüfung mit Bodyplethysmographie vom 10.06.2021 ergab keinen Anhalt für rele­

vante restriktive oder obstruktive Ventilationsstörungen. Die Thoraxaufnahme vom 

10.06.2021 in zwei Ebenen links anliegend zeigte ein regelrechtes Herz, unauffäl­

liges Mediastinum, ein Schrittmacheraggregat links mit regelrechter Sandenlage, 

keine Infiltrate, keine Ergüsse, keine Dekompensation. Prof. Dr. B. sah auf­

grund der biventrikulären Stimulation, regelmäßiger kardiologische Mitbehandlung 

und Anpassung der Herzinsuffizienztherapie eine Verbesserung der Pumpfunktion 

des Herzens (EF-Anstieg von 18 % in 2016 auf zuletzt 47 %) bei klinisch kläger­

seits beklagter Belastungsdyspnoe NYHA 11-111. Unter Würdigung der vorgenann­

ten Befunde schließt sich die Kammer der Bewertung von Prof. Dr. B. an, dass 

dem Kläger zwar aufgrund seiner gesundheitlichen Beeinträchtigungen Tätigkei­

ten, bei denen Belastungsspitzen von 75 Watt oder größer auftreten, d.h. alle mit­

telschweren bis schweren körperlichen Arbeiten, nicht zumutbar sind, jedoch leich­

te Tätigkeiten unter den betriebsüblichen Bedingungen mit regelmäßigen Pausen 

ausgeübt werden können. Dem Dürfen entgegenstehende Einschränkungen der 

Verfügbarkeit aus gesetzlichen, behördlichen oder gerichtlichen Beschäftigungs­

verboten sind weder von dem Kläger vorgetragen, noch ersichtlich. 

Der grundsätzlichen objektiven Verfügbarkeit des Klägers steht jedoch entgegen, 

dass der Kläger am 01.10.2020 nach der Feststellung von Herrn G. arbeitsun­fähig 

erkrankt war. Zugunsten des Klägers greift auch nicht die Vorschrift des § 146 

Abs. 1 Satz 1 SGB III. Hiernach verliert derjenige, der während des Bezugs von 

Alg infolge Krankheit unverschuldet arbeitsunfähig oder während des Bezugs von 

Arbeitslosengeld auf Kosten der Krankenkasse stationär behandelt wird, nicht den 

Anspruch auf Alg für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit oder stationären Behand­lung 

mit einer Dauer von bis zu sechs Wochen (Leistungsfortzahlung). Das Ver­

fügbarkeitshindernis „Krankheit" muss während des Bezugs von Alg eintreten. 

Dies ist nur dann der Fall, wenn für die Zeit vor dem Eintritt des Verfügbarkeitshin-
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dernisses ein realisierbarer Anspruch auf Zahlung von Arbeitslosengeld entstan­

den ist (BSG, Urteil vom 07.02.2002 - B 7 AL 28/01 R - juris; Urteil vom 

20.02.2002 - B 11 AL 59/01 R - juris, jeweils m.w.N.). Dieses ist im Fall des Klä­

gers gerade nicht gegeben. 

Darüber hinaus fehlt es neben der konkreten objektiven Verfügbarkeit auch an der 

subjektiven Verfügbarkeit. Der Kläger hat mit Vorlage der Folgearbeitsunfähig­

keitsbescheinigungen vom 01.10.2020 nach seiner persönlichen Arbeitslosmel­

dung am 17.09.2020 sowie durch fortlaufende Vorlage von Folgearbeitsunfähig­

keitsbescheinigungen sowie sein Schreiben vom 11.01.2021, in dem er ausdrück­

lich auf die vorgelegten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen und seine Arbeitsun­

fähigkeit verweist, deutlich zum Ausdruck gebracht, ab dem 01.10.2020 keine Be­

schäftigung von mindestens 15 Stunden wöchentlich ausüben zu wollen. Bestätigt 

wird dies durch den Telefonvermerk vom 19.11.2020 und den Vermerk über das 

telefonische Erstgespräch vom 01.12.2020 des Mitarbeiters der Beklagten W. 

sowie dessen dienstliche Stellungnahme vom 17.02.2021. Der Kläger hat am 

19.11.2020 bei dem vorgenannten Mitarbeiter nachgefragt, warum ein 

Vermittlungsgespräch geführt werden müsse, obwohl er weiterhin arbeitsunfähig 

sei. Der Kläger hat hiermit zum Ausdruck gebracht, dass er - wie in den vorgeleg­

ten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen von Herrn G. festgestellt - nicht ar­

beitsfähig ist und dies auch für sich reklamiert. Nach Erläuterung des Ergebnisses 

des Gutachtens des ärztlichen Dienstes durch den Mitarbeiter der Beklagten ist 

der Kläger dem Ergebnis des Gutachtens mit einem vollschichtigen Leistungsver­

mögen für leichte Tätigkeiten unter Verweis auf die vorgelegten Arbeitsunfähig­

keitsbescheinigungen sowie auf das am 02.11.2020 vorgelegte Attest seines 

Hausarztes Herrn G. vom 27.10.2020, wonach eine Arbeitsfähigkeit des Klä­gers 

von maximal zwei Stunden täglich gegeben ist, entgegengetreten. Auch hier­

durch hat der Kläger zum Ausdruck gebracht, nicht bereit zu sein, eine mindestens 

15 stündige Beschäftigung in der Woche a'usüben zu wollen. Konsequent und wi­

derspruchsfrei hierzu führt der Mitarbeiter der Beklagten W. in seiner 

dienstlichen Stellungnahme vom 17.02.2021 aus, dass der Kläger nach Bekannt-
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gabe des Ergebnisses der Begutachtung und Erläuterung der Bedeutung der Ver­

fügbarkeit - auch unter Berücksichtigung der Ausübung leichter Tätigkeiten und 

der nur hierauf bezogenen Vermittlungsvorschläge - ausdrücklich eine Arbeitsfä­

higkeit verneint hat. Soweit der Kläger in seiner Widerspruchs- und Klagebegrün­

dung verneint, sich anlässlich des telefonischen Erstgesprächs am 01.12.2020 

dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung gestellt zu haben, sondern nur auf seinen 

GdB von 60 verwiesen haben will„ ist nicht glaubhaft. Unter Würdigung der Vorla­

ge der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit ab dem 01.10.2020 in der Folgebe­

scheinigung vom gleichen Tag nach vorheriger Arbeitslosmeldung bereits im Sep­

tember 2020, der Nachfrage bzgl. eines Termins trotz bestehender Arbeitsunfä­

higkeit und des Verweises auf die fortlaufenden Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun­

gen und das Attest von Herrn G. vom 27.10.2020 über ein Restleistungsver­

mögen von lediglich zwei Stunden täglich sowie des Inhalts des Schreibens vom 

11.01.2021 ist die Kammer vielmehr überzeugt , dass der Kläger auch anlässlich 

des Erstgesprächs zum Ausdruck gebracht hat, nicht in dem geforderten Umfang 

von mindestens 15 Stunden wöchentlich arbeitsfähig und damit subjektiv nicht 

verfügbar zu sein. 

Zugunsten des Klägers greift auch nicht - und auch nicht zeitweise - die Nahtlosig­

keitsregelung des § 145 SGB III. Die Beklagte war - nach Vorlage des Bescheids 

des zuständigen Rentenversicherungsträgers vom 28.08.2020 - nicht nur berech­

tigt, sondern auch verpflichtet, die Leistungsfähigkeit des Klägers und damit seine 

objektive Verfügbarkeit zu ermitteln. Unter der Prämisse, dass die objektive Ver­

fügbarkeit des Klägers erst mit Eingang der gutachterlichen Stellungnahme vom 

18.10.2020 bei der Beklagten feststand, ist zwar die objektive Verfügbarkeit bis 

zum Eingang der Stellungnahme über§ 145 SGB III zu fingieren. Jedoch steht der 

Leistungsgewährung für diesen Zeitraum die fehlende subjektive Verfügbarkeit 

des Klägers entgegen. § 145 Abs. 1 Satz 1 SGB III enthält grundsätzlich nur eine 

Ausnahme von dem in § 138 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 1 SGB III geregelten Erfor­

dernis objektiver Verfügbarkeit und auch nur insoweit, als die betreffende Person 

eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende 
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Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 

Tr S 550 - Rechtsmittelbelehrung bei zulässiger oder zugelassener Berufung gegen Urteil ohne zugelassene Revision (§§ 
87 Abs. 1 Satz 2, 136 Abs. 1 Nr. 7, 143, 144 Abs. 1, 151, 153, 161 SGG) 


